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Teil A  Planzeichnung

IV Hinweise zur Planung

1 Bodenschutz

Bodenversiegelungen sind gemäß § 1a BauGB auf das notwendige Maß zu beschränken.

Gemäß § 202 BauGB i.V.m. § 1 BBodSchG gebührt dem Mutterboden besonderer Schutz. Vor

Baubeginn ist der Mutterboden im Bereich der Baustellen, Nebeneinrichtungen und Ablager-

ungsfläche zu sichern. Das im Zuge des Erdaushubs anfallende unbelastete Bodenmaterial ist

einer Wiederverwendung zuzuführen.

Im Hinblick auf sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zur Minimierung baubetrieb-

licher Bodenbelastung sind die gesetzlichen Grundlagen (Bundes-Bodenschutzgesetz, Bundes-

Bodenschutz- und Altlastenverordnung, Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutz-

gesetz) zu berücksichtigen.

Werden im Rahmen des Bauvorhabens, insbesondere bei tiefbautechnischen Maßnahmen,

schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BBodSchG bekannt oder verur-

sacht, sind diese gemäß § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG unverzüglich dem Umweltamt des

Landratsamtes Zwickau anzuzeigen.

2 Baugrunduntersuchungen

Im Bereich geplanter Baumaßnahmen sollte ein Baugrunduntersuchung in Anlehnung an die

DIN 4020 / DIN EN 1997-2 durchgeführt werden. Hierbei sollten vorhandene Geodaten des

Sächs. Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie recherchiert und angemessen

berücksichtigt werden. Ggf. erforderliche hydrogeologische Untersuchungen (Versickerungs-

eigenschaften des Untergrundes) sollten in die Baugrunduntersuchung integriert werden. Das

Geologiedatengesetz GeolDG ist dabei zu berücksichtigen.

Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz

(SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit geowissen-

schaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeologische Unter-

suchungen o.ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Landkreise, kreisfreien Städte

und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts an das LfULG

bleiben von GeolDG unberührt.

3 Archäologie

Archäologische Denkmale stehen unter Schutz. Sie sind überall in Sachsen auch außerhalb der

bekannten und verzeichneten Denkmalflächen in erheblichem Umfang zu erwarten. Bodenfunde

nach § 20 SächsDSchG sind nicht zu verändern und unverzüglich dem Landesamt für 

Archäologie anzuzeigen.

4 Vermessungs- und Grenzpunkte

Im Planungsgebiet befinden sich Vermessungs- und Grenzpunkte. Diese sind geschützt und

grundsätzlich während der Baumaßnahme nicht zu verändern oder zu beseitigen. Gefährdete

Vermessungs- und Grenzpunkte sind von den Baumaßnahmen durch einen öffentlich bestellten

Vermessungsingenieur oder durch das Vermessungsamt des Landratsamtes Zwickau sichern zu

lassen (§§ 6 und 27 Sächs. Vermessungsgesetz).

5 Immissionsschutz

Die Einhaltung der Abstandsregelung für Schornsteinaustrittsöffnungen gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2

der 1. Bundes-Immissionsschutzverordnung als zwingende Voraussetzung für die Zulassung des

Betriebes von Kaminöfen und Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe ist bei der Gebäude-

planung vorsorglich zu beachten.

6 Kampfmittel

Sollten bei der Bauausführung verdächtige kampfmittelähnliche Gegenstände gefunden werden,

so ist die Bautätigkeit unverzüglich einzustellen, der Sächsische Kampfmittelbeseitigungsdienst

zu kontaktieren und die nächste Polizeidienststelle zu informieren.

7 Artenschutz

Die Beseitigung von Vegetationsbeständen (sofern unvermeidbar) bzw. der Beginn der Bau-

maßnahme ist jeweils außerhalb der Brutzeit der Vögel (Oktober bis Februar) vorzunehmen.

Beleuchtungskonzept: Reduzierung der Beleuchtung von Gebäude und Verkehrsflächen auf ein

Mindestmaß (räumlich) bzw. eine bedarfsbezogene Mindestzeit (zeitlich); Abstrahlung nach

unten in geringem Winkel; geringe Leuchtpunkthöhe; Leuchtmittel mit geringem Ultraviolett- und

Blauanteil im Lichtspektrum; Natriumdampf-Niederdrucklampen, Natriumdampfhochdrucklampen

oder LED-Lampen.

8 Dach- und Fassadenbegrünung

Dach- und Fassadenbegrünungen insbesondere für Nebengebäude und Garagen werden

empfohlen.

9 empfohlene Arten für die Bepflanzung

Neben Obstgehölzen aller Art werden folgende gebietseigene Gehölze im Bereich der geplanten

Wohnbebauung zur Verwendung empfohlen:

Bäume für das Baugebiet: Spitz-Ahorn (Acer plantanoides), Bergahorn (Acer pseudoplantanus),

Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Hainbuche (Carpinus betulus), Vogelkirsche (Prunus avium),

Traubenkirsche (Prunus padus), Vogelbeere / Eberesche (Sorbus aucuparia), Winterlinde (Tilia

cordata)

Sträucher für das Baugebiet: Gemeine Felsenbirne (Amelanchier ovalis), Kornelkirsche (Cornus

mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Coryllus avellana), Eingr. Weißdorn

(Crataegus monogyna), Zweigr. Weißdorn (Crataegus laevigata), Pfaffenhütchen (Euonymus

europaeus - giftig!), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-Rose (Rosa canina), Roter Holunder

(Sambucus racemosa), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Gewöhnlicher

Schneeball (Viburnum opulus)

Ufergehölze: Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Vogelkirsche (Prunus avium),

Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Eingr. Weißdorn (Crataegus monogyna), Zweigr. Weißdorn

(Crataegus laevigata), Kreuzdorn (Rhamnus cathartica), Sal-Weide (Salix caprea), Mandel-Weide

(Salix trandra), Korb-Weide (Salix viminalis), Ohrweide (Salix aurita).

Quelle: Kartengrundlage ist die digitale Liegenschaftskarte 08/2022, GeoSN, dl-de/by-2-0

Rechtsgrundlagen

Diese Bauleitplanung ist auf der Basis nachfolgend beschriebener Rechtsgrundlagen

erarbeitet und im Verfahren behandelt worden:

Baugesetzbuch (BauGB)  i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634), das

zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)  - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist.

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90)  als Verordnung über die Darstellung des Plan-

inhalts vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom

14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Raumordnungsgesetz (ROG)  in der Fassung vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353) geändert worden ist.

Sächsische Bauordnung (SächsBO)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.05.2016

(SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 20.12.2022 (SächsGVBl.

S. 705) geändert worden ist.

Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO)  in der Fassung der Bekanntmachung vom

09.03.2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 20.12.2022

(SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist.

Landesplanungsgesetz (SächsLPlG) - Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des

Freistaates Sachsen vom 11.12.2018 (SächsGVBl. S. 706), das zuletzt durch Artikel 25 des

Gesetzes vom 20.12.2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist.

Gemeinde Callenberg

Landkreis Zwickau

Lage im Raum

Bebauungsplan nach § 13b BauGB

"Wohngebiet an der Hauptstraße"

in Callenberg - Entwurf -

Verfahrensvermerke

1.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 13 b BauGB wurde vom Gemeinderat der Gemeinde

Callenberg am 26.09.2022 (Beschluss Nr.: 46/2022) beschlossen und durch Veröffentlichung im

Amtsblatt vom .... . .... . ....  bekannt gemacht.

Datum: Röthig Siegel

Bürgermeister

2.

Der Gemeinderat hat am 30.05.2023 den Entwurf des Bebauungsplanes M 1:500 mit Begründung

(Stand Mai 2023) gebilligt und  zur Auslegung bestimmt (Beschluss Nr.                      ).

Datum:      Röthig                    Siegel

Bürgermeister

3.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung mit Festsetzungen und der

Begründung haben in der Zeit vom .... . .... . .... bis einschließlich .... . .... . ....  nach § 3 Abs. 2

BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde durch Veröffentlichung im Amtsblatt

vom 17.06.2023 bekannt gemacht. Parallel dazu konnte der Entwurf des Bebauungsplanes auf der

Internetseite der Gemeinde Callenberg (www.callenberg.de) sowie auf dem Zentralen Landesportal

des Landes Sachsen (www.buergerbeteiligung.sachsen.de) eingesehen werden.

Während dieser Auslegungsfrist konnten von jedermann Stellungnahmen zum Entwurf des Bebau-

ungsplanes schriftlich eingereicht oder während der Sprechzeiten zur Niederschrift gebracht werden.

Es wurde darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der

Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben konnten, wenn die Gemeinde

den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des

Bebauungsplanes nicht von Bedeutung war.

Datum:   Röthig                     Siegel

Bürgermeister

4.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß

§ 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom .... . .... . .... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert

worden.

Datum:   Röthig                     Siegel

Bürgermeister

5.

Der Gemeinderat hat die zu dem Entwurf vorgebrachten Anregungen der Behörden und der

sonstigen Träger öffentlicher Belange am  .... . .... . ....  (Beschluss Nr.:                     ) abschließend

abgewogen. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Datum:   Röthig                     Siegel

Bürgermeister

6.

Der Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen wurde am

.... . .... . ....  (Beschluss Nr.:                   ) vom Gemeinderat der Gemeinde Callenberg als Satzung

beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde gebilligt.

Datum:   Röthig                     Siegel

Bürgermeister

7.

Die Satzung zum Bebauungsplan nach § 13b BauGB, bestehend aus der Planzeichnung und dem

Textteil, wird hiermit ausgefertigt.

Datum:   Röthig                     Siegel

Bürgermeister

8.

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan gemäß § 13b BauGB sowie die Stelle, bei der der Plan

auf Dauer während der Sprechzeiten von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt

Auskunft zu erhalten ist, sind am .... . .... . .... im Amtsblatt öffentlich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrensvorschriften und

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB)

und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen nach § 44 BauGB hinge-

wiesen worden.

Die Satzung wird beim Landratsamt Zwickau angezeigt.

Datum: Röthig                     Siegel

Bürgermeister

Maßstab 1:500

Am Fuchsgrund 37             09337 Hohenstein-Ernstthal             Tel.: 03723 - 67 93 93 0

Sachsen Consult  ZwickauSCZ
Mai 2023
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Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 2 bis 11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet - WA (mit Nummer des Baufeldes)

(§ 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16 - 21 BauNVO

Grundflächenzahl

Geschossflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

GRZ 0,4

GFZ 0,8/1,2

II/III

Bauweise, Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 BauNVO

Baugrenze

Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig

offene Bauweiseo

Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

unterirdische Versorgungsleitung mit Bezeichnung des Mediums

oberirdische Versorgungsleitung mit Bezeichnung des Mediums

Abwasserleitung (WAD)

Trinkwasserleitung (RZV)

Stromleitung (MITNETZ Strom)

Gasleitung (inetz)

sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes

(§9 Abs. 7 BauGB)

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) - wird ggf. im Entwurf ergänzt

Leitungsrecht zugunsten der Grundstückseigentümer

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Satzung der Gemeinde Callenberg zum Bebauungsplan

"Wohngebiet an der Hauptstraße"  in Callenberg

im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB

Aufgrund des § 10 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017

(BGBl. I. S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6)

geändert worden ist sowie nach § 89 der Sächsischen Bauordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 11.05.2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom

20.12.2022 (SächsGVBl. S. 186) geändert worden ist, in Verbindung mit § 4 der Gemeinde-

ordnung für den Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.03.2018

(SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 20.12.2022 (SächsGVBl. S.

705) geändert worden ist, wird nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat der Gemeinde

Callenberg am .... . .... . ....  und der Bekanntmachung die Satzung über den Bebauungsplan

"Wohngebiet an der Hauptstraße" in Callenberg bestehend aus Planzeichnung (Teil A), M 1:500

und dem Textteil (Teil B) erlassen.

Callenberg,    Röthig                         Siegel

           Bürgermeister
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Teil B Textteil

I Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

(§ 9 BauGB und §§ 1 - 23 BauNVO)

1 Art der baulichen Nutzung (§§ 2 - 11 BauNVO, § 9 Abs. 1 BauGB)

1.1 Es wird ein "Allgemeines Wohngebiet" (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.

1.2 Folgende Nutzungen sind zulässig:

- Wohngebäude (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

- Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

1.3 Folgende Nutzungen werden gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO als nicht zulässig festgelegt:

- die der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften

  (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)

- Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO).

1.4 Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§§ 16 - 21 BauNVO, § 9 Abs. 2 BauGB)

Baufeld 1:

2.1 Die zulässige Grundflächenzahl GRZ wird mit 0,4, die Geschossflächenzahl GFZ mit 0,8

festgesetzt. Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wird auf höchstens 2 Vollgeschosse

begrenzt.

Baufeld 2:

Die zulässige Grundflächenzahl GRZ wird mit 0,4, die Geschossflächenzahl GFZ mit 1,2

festgesetzt. Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wird auf höchstens 3 Vollgeschosse

begrenzt.

2.2 Baufeld 1:

Die maximale Firsthöhe der Gebäude beträgt OK 10,5 m. Oberer Bezugspunkt für die maximal

zulässige Gebäudehöhe ist die Oberkante der Dachhaut. Als unterer Bezugspunkt für die

Höhenfestsetzung ist die mittlere Höhe der Fahrbahnoberkante der angrenzenden Verkehrs-

erschließungsfläche festgesetzt.

Baufeld 2:

Die maximale Firsthöhe der Gebäude beträgt OK 12,0 m. Oberer Bezugspunkt für die maximal

zulässige Gebäudehöhe ist die Oberkante der Dachhaut. Als unterer Bezugspunkt für die

Höhenfestsetzung ist die mittlere Höhe der Fahrbahnoberkante der angrenzenden Verkehrs-

erschließungsfläche festgesetzt.

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§§ 22, 23 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 2

und 3 BauGB)

3.1 Für das Allgemeine Wohngebiet wird die offene Bauweise festgesetzt.

3.2 Baufeld 1:

Es sind ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser mit maximal 2 Wohneinheiten je Wohn-

gebäude zulässig.

Baufeld 2:

Es sind ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser mit insgesamt maximal 6 Wohneinheiten

zulässig.

3.3 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Die Baugrenzen

können durch untergeordnete Gebäudeteile wie Erker, Eingangstreppenüberdachungen und

Dachvorsprünge bis zu 1,20 m überschritten werden.

3.4 Für die Bemessung und Lage der Abstandsflächen zwischen den Baugrundstücken gilt § 6

SächsBO. Der Mindestabstand gemäß SächsBO beträgt 3,0 m. Eine Grenzbebauung an der

Grundstücksgrenze 37/5 und 36/7 Gemarkung Callenberg ist gemäß schriftlicher Vereinbarung

möglich.

4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§§ 14, 21 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 4

BauGB)

4.1 In dem Allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze und Garagen nur für den durch die zuge-

lassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig. Stellplätze, Garagen, Carports und Neben-

anlagen sind auf dem Baugrundstück herzustellen.

Baufeld 1:

Je Grundstück sind mindestens 2 PKW-Stellplätze (Garagen, Carports und / oder Abstell-

plätze) auf dem jeweiligen Grundstück durch den Grundstückseigentümer zu errichten.

Baufeld 2:

Es sind Stellplätze (Garagen, Carports und / oder Abstellplätze)  für die zulässigen Nutzungen

entsprechend der Richtwerttabelle der VwVSächsBO § 49 nachzuweisen.

4.2 Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur

Ableitung von Abwasser dienende Nebenanlagen werden gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO als

Ausnahme zugelassen.

5 Flächen für Maßnahmen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

5.1 Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sollen innerhalb des Geltungs-

bereichs erfolgen. Im Wohngebiet ist zur Sicherung der Regenwasserentsorgung ein Stau-

raumkanal entlang der Hauptstraße anzulegen. Der erforderliche Speicherraum ist im Zuge

des Bauantrags nachzuweisen.

5.2 Zur Reduzierung des Versiegelungsgrades sind auf den privaten Grundstücksflächen offen-

porige, versickerungsfähige Beläge auf Stellplätzen und Wegeflächen zu verwenden (Rasen-

pflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen, Pflaster mit wasserdurchlässiger Fuge oder eine

wassergebundene Decke). Eine Vollversiegelung durch Asphalt oder Beton ist unzulässig.

5.3 Die Grundstückszufahrten sind so zu gestalten, dass kein Oberflächenwasser der öffentlichen

Verkehrsfläche zugeführt wird.

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastend Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6.1 Zur Sicherung und Freihaltung der Schutzstreifen für die im Plangebiet befindlichen Versorg-

ungsleitungen sind Flächen festgesetzt, die von Bebauung freizuhalten sind. Die Festsetzungs-

inhalte zur Bebau- und Bepflanzbarkeit entsprechen den technischen Anforderungen für die

Schutzstreifen.

LEGENDE

Teil A - Planzeichnung

Planzeichenerklärung (§ 9 Abs. 1 des Baugesetzbuches - BauGB)

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

( §  9 Abs. 4 BauGB und § 89 SächsBO)

9 Dächer

9.1 Baufeld 1:

Dächer der Hauptgebäude sind als Sattel-, Pult-, Walm- oder Flachdach auszubilden. Andere

Dachformen für untergeordnete Bauteile sowie Nebengebäude und Garagen sind zulässig.

Baufeld 2:

Dächer der Wohn- und Hauptgebäude müssen eine Dachneigung von mindestens 25° haben;

Flach- und Pultdächer sind nicht zulässig.

9.2 Bei Sattel-, Pult- und Walmdächern der Hauptgebäude sind die Dächer in dunklem Farbton

(anthrazit, dunkelgrau, altgrau, schwarz, graublau, ziegelrot) zu gestalten.

10 Fassaden

10.1 Neongrelle, auffallende Farbtöne sind als Fassadenfarbe nicht zulässig.

11 Einfriedungen

11.1 Straßenseitig sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von maximal 2,0 m (ab OK Gelände) in

Form von Zäunen (Holz- oder Metallzaun) und Hecken aus heimischen und standort-

gerechten Gehölzen zulässig. Massive Einfriedungen wie z.B. Mauer- oder Gabionenwände

sowie Maschendrahtzäune sind unzulässig. Werden entsprechend SächsBO zulässige Zäune

errichtet oder Hecken gepflanzt, die höher als 0,8 m sind, ist die Einhaltung des Sichtwinkels

zum öffentlichen Straßenraum nachzuweisen.

11.2 Bei der Errichtung von Hecken als Einfriedung ist ein Mindestabstand von 0,5 m zu öffent-

lichen Verkehrsflächen einzuhalten, wozu auch befestigte oder unbefestigte Straßenrand-

bereiche zählen (anbaufreier Bereich). Die auf der Abstandsfläche eingeordneten Straßen-

beleuchtungsanlagen, Beschilderungen sowie unterirdische Fundamente der Bordsteine sind

zu dulden.

11.3 Um einen Durchgang für Kleintiere zu ermöglichen ist bei den Zäunen ein unterer Abstand

des Zaunes zur Geländeoberkante von mindestens 10-15 cm einzuhalten.

12 Werbeanlagen

12.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung bis zu 1 m² Ansichtsfläche zulässig.

Leuchtreklame ist generell ausgeschlossen.

7 erneuerbare Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

7.1 Den Anforderungen des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel wird durch die

Festsetzung eines Gebietes "Wohngebiet an der Hauptstraße" Rechnung getragen, in dem bei

der Errichtung von Gebäuden bauliche und sonstige technische Maßnahmen für den Einsatz

erneuerbaren Energien (Solarthermieanlagen, Photovoltaikanlagen, Wärmepumpe)  getroffen

werden müssen.

8 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

8.1 Auf der festgesetzten privaten Grünfläche entlang der westlichen Grenze des Geltungs-

bereiches (Flurstück 37/5 Gemarkung Callenberg) ist zur Randeingrünung der privaten Grund-

stücke auf mindestens 30% der Fläche die Gehölzarten der Pflanzliste fachgerecht zu pflanzen

und dauerhaft zu erhalten. Ziel ist die Entwicklung einer ca. 3,0 m breiten, teilweise unter-

brochenen Heckenstruktur, bestehend aus Sträuchern und klein- bis mittelwüchsigen Laub-

bäumen (artengerechte Pflanzabstände in Hecken 1 St/ 3 m²; Heister: 2 x v, h 100 - 150 cm,

Sträucher: vStr. 3-5 Tr. h 60-100). Die dargestellten Strauchstandorte sind nicht bindend. .

8.2 Auf der festgesetzten privaten Grünfläche (Böschungsbereich) an der Flurstücksgrenze zu

den Flurstücken 464 und 39a Gemarkung Callenberg sind gruppenweise standortgerechte

einheimische Ufergehölze (Schwarzerle, Vogelkirsche, Eberesche, Weißdorn, Sal-Weide,

Mandel-Weide, Korb-Weide, Ohrweide, Kreuzdorn) zu pflanzen. Die Gehölze sind durch den

Eigentümer des Grundstücks dauerhaft zu erhalten und bei Abgang durch Neupflanzungen

entsprechender Art zu ersetzen.

8.3 Zur Begrünung der Bauflächen ist je angefangene 400 m² Grundstücksfläche ein Obst- oder

Laubbaum (Laubbaum Stammumfang mind. 12 - 14 cm; Obstbaum Stammumfang mind. 10 -

12 cm) als Hochstamm zu pflanzen. Die Gehölze sind durch die Eigentümer der Grundstücke

dauerhaft zu erhalten und bei natürlichem Abgang durch Neupflanzungen entsprechender Art

zu ersetzen. Zur Verwendung empfohlene Arten sind unter den textlichen Festsetzungen

genannt.

8.4 Bis auf die notwendigen Zufahrten, Zugänge sowie Fahr- und Stellplatzflächen ist der gesamte

Außenbereich gärtnerisch zu gestalten. Schotter- und / oder Kiesgärten sind unzulässig.

8.5 Die festgesetzten Bepflanzungsmaßnahmen sind spätestens in der ersten Vegetationsperiode

nach Abschluss der Bauarbeiten auf dem jeweiligen Grundstück zu realisieren.
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